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Wahlaffäre erreicht Magdeburg
LINKE drängt auf Untersuchungsausschuss zu Stendaler Betrugsfällen – braucht aber Hilfe
Während in der Wahlaffäre in Sten-
dal ein Gerichtsprozess vor dem Ab-
schluss steht, rückt in Sachsen-An-
halts Landtag ein Untersuchungs-
ausschuss näher. Stützt die Koali-
tion einen Antrag der LINKEN?

Von Hendrik Lasch, Magdeburg

Auf den Gängen des Stendaler Land-
gerichts gab es am Mittwoch erneut
einigen Besucherandrang. Gegen-
stand des Interesses: der sechste Ver-
handlungstag im Prozess gegen den
einstigen CDU-Stadtrat Holger Geb-
hardt, dem massive Manipulationen
bei der Wahl von Stadtrat und Kreis-
tag im Mai 2014 zur Last gelegt wer-
den. Fast 1000 Stimmen soll der 43-
Jährige gefälscht haben. Den Fakt hat
er eingeräumt; zu den Umständen
sagte er bisher wenig. Trotzdem
könnte der Prozess in der nächsten
Woche zu Ende gehen; Gebhardt
droht eine mehrjährige Haftstrafe.
Kurz darauf dürfte die Affäre dann

allerdings Sachsen-Anhalts Haupt-
stadt Magdeburg erreichen. Dort
drängt die LINKE im Landtag auf Ein-
setzung eines parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses. Er soll eine
»konsequente und vollständige Auf-
klärung« der Vorfälle in Stendal be-
wirken, aber auch mögliche Lücken
und Schlupflöcher bei den Regelun-
gen zur Briefwahl aufdecken, sagte
Fraktionschef Swen Knöchel auf An-
frage. Der Versuch, auf andere Weise
zum Ziel zu kommen, sei gescheitert.
So habe sich der Innenausschuss mit
der Causa befasst; vorgeladene Be-
teiligte, so der damalige Stadtwahl-
leiter Axel Kleefeld und CDU-Stadt-
chef Hardy Peter Güssau, verweiger-
ten aber Auskünfte oder erschienen
teils gar nicht erst: »DasMittel hat sich
als nicht wirksam erwiesen.«
Allein durchsetzen kann die LIN-

KE den Ausschuss aber nicht. Sie hat
nur 16 Abgeordnete; das Quorum für
einen so genannten Minderheiten-
ausschuss liegt bei einem Viertel der
87 Abgeordneten, also 22. Die AfD als
größere Oppositionsfraktion signali-
siert Unterstützung. Die LINKE strebt
indes einen Ausschuss an, der von der
Mehrheit des Landtags getragenwird,

sagt Knöchel – und baut dafür auf
Stimmen aus der Regierungskoaliti-
on von CDU, SPD und Grünen. Alle
drei, merkt er an, hätten zuletzt ihr
Interesse an einer weiteren Aufklä-
rung bekundet.
Dennoch ist der Plan nicht ohne

Brisanz. Die Affäre in Stendal ist eine
Affäre der CDU, der alle maßgebli-
chen Beteiligten angehören; es wa-
ren ihre Büros, die im Zuge der Er-
mittlungen durchsucht wurden. Im
Stendaler Prozess ist nur Gebhardt
angeklagt, der aber, ohne Details zu
nennen, zu Protokoll gab, er habe ein
»System« übernommen. Ein CDU-Po-
litiker, den die Vorgänge bereits be-
schädigt haben, ist Güssau. Er war
nach der Wahl 2014 zum Landtags-
präsidenten gewählt worden, musste
aber bereits im August zurücktreten,
nachdem er den Vorwurf nicht ent-
kräften konnte, die Manipulationen
zumindest gedeckt zu haben. Abge-
ordneter ist er immer noch – in einer
Fraktion, die alles andere als eupho-
risch und geschlossen hinter der Ko-

alition mit SPD und Grünen steht, wie
sich etwa bei Abstimmungen zu Per-
sonalien mehrfach zeigte.
Der Antrag, den die LINKE unter-

breiten will, sucht die Klippe zu um-
schiffen: Salomonisch ist dort nur von
»Personen oder Organisationen« zu
lesen, bei denen zu klären sei, ob sie
durch Gesetze oder das Agieren etwa
von Wahlleitern begünstigt wurden.
Knöchel stellt fest, das Ansinnen sei
bei der CDU jedenfalls »nicht brüsk
zurückgewiesen« worden. Fraktions-
chef Siegfried Borgwardt wirdmit der
Äußerung zitiert, man stehe dem »ge-
nerellen Anliegen positiv gegen-
über«. Damit müssen auch die Re-
gierungspartner keine Querelen in
der Koalition fürchten, wenn sie mit-
ziehen. Bei der SPD ist von einer »gu-
ten Idee« die Rede; die Grünen sig-
nalisieren prinzipiell »großes Interes-
se«, wollen aber zunächst den kon-
kreten Antrag abwarten. Aus diesem
müsse deutlich werden, dass es nicht
nur um ein regionales Thema geht,
sondern eines mit Bedeutung für
Sachsen-Anhalt insgesamt, sagte der
Innenexperte Sebastian Striegel dem
»nd«. Das wäre zum Beispiel der Fall,
wenn offenkundig würde, dass Re-
gelungen zur Briefwahl im Landes-
wahlgesetz Schlupflöcher enthalten.
Dieses Anliegen steht auch bei der

LINKEN weit oben. Man wolle »die
Briefwahl sicherer machen«, heißt es.
Die Manipulationen in Stendal wur-
den ermöglicht durch den Umstand,
dass Behörden mehr als die vom Ge-
setz erlaubten vier Wahlvollmachten
pro Person aushändigten. Die LINKE
will klären, ob »Fehler bei der Geset-
zesauslegung« das begünstigten. Ge-
prüft werden soll aber auch, ob der
Wahlleiter nach Bekanntwerden der
Manipulationsvorwürfe korrekt han-
delte. Und nicht zuletzt sollen frühere
Wahlen unter die Lupe genommen
werden, so die Stendaler Kommunal-
wahl 2009 und die Landratswahl im
Landkreis Stendal 2012. Diese hatte
der CDU-Politiker Karsten Wulfänger
gewonnen; er lag aber in der Stich-
wahl nur haarscharf vor seinem Kon-
kurrenten von der SPD: um 0,3 Pro-
zentpunkte, was exakt 69 Stimmen
entsprach.

Stendals Roland vor der Gerichtslaube
am Rathaus der Stadt Foto: dpa/Jens Wolf

Nicht sicher
Der Meinungsforscher Manfred
Güllner plädiert für eine Ab-
schaffung der Briefwahl. Dieses
Verfahren biete »vielfältigste Be-
trugsmöglichkeiten«, sagte der
Chef des Forsa-Institus im Ge-
spräch mit der »Neuen Osnabrü-
cker Zeitung« und fügte an: »Wir
schicken in alle Welt Wahlbeo-
bachter, aber hier tolerieren wir
eine Briefwahl, bei der Betrug
leicht gemacht wird«. Anlass für
die Aussagen war eine Brief-
wahlaffäre in Quakenbrück in
Niedersachsen, die der in Stendal
ähnelt. Güllner sagte, es sei nicht
sicherzustellen, ob wirklich der-
jenige, der Wahlunterlagen an-
fordert, auch auf dem Wahlbo-
gen abstimmt. Er plädierte für
ein Verfahren, bei dem gegen
Vorlage des Ausweises vor dem
Wahltermin in einem Wahlamt
abgestimmt wird. hla

Auge in Auge

Hamburg. Ein Walross (Odobenus rosmarus) be-
obachtet im Tierpark Hagenbeck Besucher durch
die Scheibe seines Beckens. In der Arktiswelt des
Zoos sind Beobachtungen Auge in Auge mit den
Tieren im Wasser möglich. Der Tierpark Hagen-
beck ist einer der bekanntesten Zoos in Deutsch-

land. Das 19 Hektar große Areal mit etwa 1850
Tieren in den Freianlagen und etwa 14 300 im
Tropen-Aquarium zieht rund 1,6 Millionen Be-
sucher im Jahr an. Die 21 Millionen Euro teure
Eismeeranlage wurde im Juli 2012 eröffnet. Das
Energiekonzept beinhaltet Regen- und Brauch-

wassernutzung, geothermische Wärmetauscher
und solar erzeugten Strom. Eine Gesamtfläche
von mehr als 8000 Quadratmetern und innova-
tive Kälte- und Wassertechnik sollen dafür sor-
gen, dass die Tiere möglichst naturnahe Bedin-
gungen vorfinden. dpa/nd Foto: dpa/Axel Heimken

NACHRICHTEN

Schweriner Landtag setzt
Untersuchungsausschuss
in Sachen NSU ein
Schwerin. Die Umtriebe des
rechtsterroristischen NSU in
Mecklenburg-Vorpommern wer-
den jetzt vom Landtag in Schwe-
rin untersucht. Das Parlament
setzte dazu am Mittwoch einen
Ausschuss ein. Der Beschluss wur-
de von SPD, CDU und LINKEN ge-
fasst. Die AfD stimmte dagegen.
Dem NSU werden im Nordosten
der Mord an Mehmet Turgut 2004
in Rostock sowie zwei Banküber-
fälle in Stralsund in den Jahren
2006 und 2007 angelastet. Das
Untersuchungsgremium – ein Un-
terausschuss des Innenausschus-
ses – soll seinen Bericht bis zum
Sommer 2019 vorlegen. Auf das
Konto des NSU sollen bundesweit
insgesamt zehn Morde gehen. Am
Oberlandesgericht München läuft
ein Prozess gegen Beate Zschäpe
wegen Mittäterschaft. dpa/nd

Ermittlungen zu Brand im
»Husarenhof eingestellt
Dresden. Die Generalstaatsan-
waltschaft Dresden hat ihre Er-
mittlungen gegen drei Verdächti-
ge im Fall des Brandanschlags auf
das ehemalige Hotel »Husaren-
hof« im ostsächsischen Bautzen
eingestellt. Der Vorwurf der
schweren Brandstiftung habe sich
nicht erhärtet, teilte die Behörde
am Mittwoch mit. Der »Husaren-
hof« war im Februar 2016 in
Flammen aufgegangen, kurz be-
vor er von Asylbewerbern bezo-
gen werden sollte. Der Fall hatte
für Schlagzeilen gesorgt, weil
Schaulustige ihre Freude über das
Feuer zum Ausdruck brachten.
»Auch die Durchsuchungen und
die Auswertung objektiver foren-
sischer Spuren – wie zum Beispiel
Fingerabdrücke, DNA-Spuren et
cetera – sowie weiterer Beweis-
mittel führten nicht zum Nach-
weis einer Tatbeteiligung der Be-
schuldigten«, sagte ein Sprecher.
Weitere Ermittlungsansätze be-
stünden derzeit nicht. dpa/nd

Regensburger Journalist
unter Korruptionsverdacht
Regensburg. In der Regensburger
Korruptionsaffäre ermittelt die
Staatsanwaltschaft auch gegen ei-
nen Journalisten aus der Dom-
stadt. Es bestehe der Anfangsver-
dacht der Bestechung des Ober-
bürgermeisters Joachim Wolbergs
(SPD), sagte der Sprecher der
Staatsanwaltschaft Theo Ziegler
am Mittwoch. Es gehe um positi-
ve Berichterstattung im Aus-
tausch gegen den Verrat von
Dienstgeheimnissen aus nichtöf-
fentlichen Sitzungen. Der Journa-
list selbst hatte am Mittwoch von
den Ermittlungen gegen ihn be-
richtet. Wolbergs soll einen Bau-
löwen bei der Vergabe eines frü-
heren Kasernenareals bevorzugt
haben. Im Gegenzug soll der be-
schuldigte Geschäftsführer einer
Bauträgergesellschaft an die Re-
gensburger SPD Spenden in
sechsstelliger Höhe gezahlt sowie
Wolbergs und ihm nahestehen-
den Personen geldwerte Vorteile
verschafft haben. dpa/nd

Polizei-Aktion gegen
illegales Internetforum
München. In einer deutschland-
weiten Razzia haben Ermittler das
illegale Internet-Forum »crime-
network.biz« ins Visier genom-
men. Etwa 1000 Beamte durch-
suchten am Dienstagabend mehr
als 120 Wohnungen und Ge-
schäftsräume in 14 Bundeslän-
dern, wie das Bundeskriminal-
amt am Mittwoch in Wiesbaden
mitteilte. In Bayern wurden die
Wohnungen von 29 Beschuldig-
ten durchsucht – in Oberbayern,
Ober- und Mittelfranken, Nieder-
bayern und der Oberpfalz. Ihnen
wird nach Angaben des bayeri-
schen Landeskriminalamtes eine
Vielzahl von Delikten vorgewor-
fen – darunter Betrug, Datenheh-
lerei, Geldwäsche sowie illegaler
Handel mit Drogen, Medikamen-
ten und Waffen. Im Freistaat wa-
ren an der Aktion etwa 300 Poli-
zisten beteiligt. dpa/nd

Uni Greifswald
hat zähen
Namenspatron
Leitung will erneut über
Arndt abstimmen lassen

Von Martina Rathke, Schwerin

Seit Januar ziehen sich tiefe Grä-
ben durch die Greifswalder Be-
völkerung: Nachdem der erweiter-
te Senat der Universität beschlos-
sen hatte, den Hochschul-Namen
»Ernst Moritz Arndt« abzulegen,
spaltete sich die Hansestadt in
Arndt-Befürworter und Arndt-
Gegner.Nun steht fest:DieUni darf
den umstrittenen Namen so nicht
ablegen. Das Bildungsministerium
von Mecklenburg-Vorpommern
stimmte einer entsprechenden Än-
derung der Grundordnung der
Hochschule nicht zu. Das entspre-
chende Beschlussverfahren sei
nicht rechtskonform gelaufen, be-
gründete Ministerin Birgit Hesse
(SPD) amDienstag in Schwerin die
Entscheidung. Vor der Beschluss-
fassung im erweiterten Senat hät-
te sich der engere Senat der Hoch-
schule mit der Änderung der
Grundordnung befassen müssen.
Dies sei nicht erfolgt.
Die Universität erklärte, Hoch-

schulleitung und Senat akzeptier-
ten »natürlich« die Entscheidung.
Der Senat könne nun jedoch die
Abstimmung zur Namensände-
rung auf Antrag in der vom Lan-
deshochschulgesetz vorgesehenen
Form erneut durchführen. In einer
Mitteilung hieß es, zum ersten Mal
werde ein Verfahren beanstandet,
»das seit 2011 (...) so praktiziert
wurde und in der Vergangenheit
bisher weder von den juristischen
Kollegen im Senat (...) noch vom
Ministerium beanstandet wurde«.
Entscheidend sei, dass das Minis-
terium bestätigt habe, »dass die
Universität berechtigt ist, ihren
Namen in der Grundordnung fest-
zulegen«. Wie ein Uni-Sprecher
sagte, haben bereits mehrere Se-
natoren einen neuen Antrag zur
Namens-Ablegung eingereicht.
Kritiker jubelten nach der Mi-

nisteriumsentscheidung: »Ich den-
ke, die Universität ist jetzt gut be-
raten, innezuhalten und nicht so-
fort einen neuen Beschluss zu fäl-
len«, sagte der CDU-Landtagsab-
geordnete Egbert Liskow. Die Ent-
scheidung gebe nun die Chance für
ein gemeinsames Vorgehen von
Stadt und Universität. Auch der
LINKEN-Politiker Peter Multhauf
hatte moniert, dass die Uni den Be-
schluss ohne Einbeziehung der
Greifswalder Bevölkerung gefasst
hatte. Die Hochschule, vornean
Rektorin Hannelore Weber, hatte
hingegen auf die Autonomie der
Hochschule verwiesen.
Der Name des pommerschen

Patrioten Arndt (1769-1860), der
1933 der Universität durch den
damaligen preußischen Minister-
präsidenten Hermann Göring ge-
nehmigt war, stand seit 1990
mehrfach auf dem Prüfstand. Am
heftigsten wurde 2009/10 über
Arndt gestritten. Die erneute Ab-
stimmung im Uni-Senat war im
Frühjahr 2016 durch zwölf Sena-
toren – vorrangig aus dem stu-
dentischen Lager – initiiert wor-
den, es wurde eine Namenskom-
mission eingesetzt. Am 11. Janu-
ar, eine Woche vor der Entschei-
dung im erweiterten Senat, dem
höchsten Universitätsgremium,
hatte es eine hochschulöffentliche
Anhörung gegeben. Am 18. Janu-
ar folgte dann der Beschluss mit
der erforderlichen Zwei-Drittel-
Mehrheit. Dies hatte zu Empörung
in Teilen der Greifswalder Bevöl-
kerung geführt. Alte und neue
Rechte stellten sich auf die Seite
der Arndt-Verfechter.
Arndt ist eine widersprüchliche

Persönlichkeit. Er hatte Anfang des
19. Jahrhunderts gegen Napoleon
und die Franzosen polemisiert und
gilt als Verfechter der deutschen
Einheit. Arndt hat auch antisemi-
tische und nationalistische Schrif-
ten veröffentlicht. Die Nationalso-
zialisten sahen in ihm einen Vor-
denker. Zu DDR-Zeiten wurde her-
vorgehoben, dass Arndt mit sei-
nen Schriften die Abschaffung der
Leibeigenschaft 1806 in Pommern
befördert hatte. Bundesweit sind
Straßen, Plätze und auch Kaser-
nen nach Arndt benannt. dpa/nd


